Haushaltsrede 2021

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin, liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung und Vertreter*innen der Medien

Zuerst einen besonderen Dank an die Kämmerei. Diese hat in den letzten Wochen wieder einmal viel leisten müssen und es geschafft, trotz aller Widrigkeiten, alles zur Zufriedenheit aller fertig zu bekommen. 
Unnötige Mehrarbeit hatte die Kämmerei durch die Unkollegialität der Groko, welche uns allen nicht einmal 48 Stunden vor der Haushaltssitzung umfangreiche Änderungsanträge zumutete. Ein derartiges Verhalten ist ein unverschämter Affront gegen alle, die neben ihrem Beruf ehrenamtlich versuchen, unserer Stadt nach bestem Wissen und Gewissen zu einer nachhaltigen Entwicklung zu verhelfen.

Wir haben ein solches Verhalten schon mehrfach kritisiert und werden das auch in Zukunft so tun, und, wenn das nicht besser wird, werden wir rechtliche Schritte überlegen. Und von Fall zu Fall werden wir in Zukunft solche Vorlagen nicht mehr bearbeiten und rundweg ablehnen. 

Dieses Haushaltsaufstellungsverfahren war geprägt durch die Corona-Krise und der Haushaltsentwurf selber durch das Wegbrechen von Gewerbesteuern und anderen Einnahmen.
Fehlende Einnahmen müssen durch höhere Kredite ersetzt werden, das heißt für die nächsten Generationen, 50 Jahre sind geplant, hohe jährliche Zinsbelastungen. 
Das können wir als Stadt nicht alleine heilen. Hier müssen Bund und Land insbesondere die strukturschwachen Kommunen unterstützen. Eine grundlegende Kommunalfinanzreform muss garantieren, dass solche Städte und Gemeinden wieder handlungsfähig werden und den riesigen Sanierungsstau bei allen öffentlichen Einrichtungen und Infrastrukturen endlich abbauen können. Von Investitionen in nachhaltige Zukunftsprojekte ganz zu schweigen.

Geld ist genug da: es muss nur eingesammelt werden z. B. auf Basis einer „Reichensteuer“, wie sie schon unter Konrad Adenauer galt. Ebenso ist endlich eine Erbschaftsteuer und Vermögenssteuer einzuführen, die den Namen Steuer auch verdienen.

Dennoch finden sich in diesem Haushaltsentwurf mal wieder Projekte, die eher als vereinzelte Wahlversprechen zu beurteilen sind, denn als Bestandteil einer umfassenden konsistenten Entwicklungsstrategie.
Nicht alle letzte Woche abgestimmten Projekte müssten in diesen Zeiten auch schon in diesem Jahr durchgeführt werden. Es sind zwar immer nur kleinere Summen, welche da verplant werden, aber auch Kleinvieh macht Mist. 
Wirklich wichtig wären Investitionen in die Infrastruktur, um die Klimaresilienz unserer Stadt zu stärken: Autofreie Innenstadt, besserer ÖPNV, mehr und bessere Radwege, vor allem mehr und wirksameres Grün besonderes in den dicht bebauten Quartieren der Stadt. 

Wir sind schon ganz gespannt, wann und mit welchen Formulierungsverrenkungen die ersten Vorschläge der Opposition als „neue Anträge“ der GroKo wieder auf den Tisch kommen. Und wie lange es dauern wird, bis sich tatsächlich etwas tut in Sachen Klimaschutz in Gelsenkirchen.

Wo sich allerdings jetzt schon was tut, zeigt sich, dass es genau in die falsche Richtung geht: Beispiel Mietenspiegel: Hier wird nicht etwa zugunsten der Beruhigung des Wohnungsmarktes ein qualifizierter Mietspiegel bedacht, sondern mit der Einführung der neuen Kategorie „Neubaumieten“ einer Mietensteigerungsspirale die Tür geöffnet. 

Kommt hinzu, dass die Stadt keinerlei Strategie erkennen lässt, wie sie etwa mit Hilfe der Tochter GGW und anderer gemeinnütziger Wohnungsunternehmen öffentlich geförderten Wohnungsbau wieder attraktiv machen will, um der flächenfressenden Eigenheimideologie durch moderne, hochwertige und architektonisch klimaangepasste Stadtquartiere entgegen zu wirken. 

Die Groko sitzt dem alten Mantra auf: mehr Wohnraum mit höheren Standards lockt mehr besser qualifizierte Menschen nach Gelsenkirchen. Mag ja sein, dass es manchmal sogar so passiert. Aber die Sicherung eines dem Einkommensniveau der Gelsenkirchener Bevölkerung angemessenen bezahlbaren Wohnraumes wird damit endgültig aufgegeben. Denn jetzt wird sich jeder Bauherr dreimal überlegen, ob er noch in Sozialwohnungen investiert, wenn er doch seine Mieten für den eigenfinanzierten Neubau ordentlich nach oben schrauben kann.

Trotzdem hätte die Stadt Steuerungsmöglichkeiten. Sie müsste sie nur anwenden und stärken wollen. 
Das beginnt bei der politischen Grundorientierung an der Verwaltungsspitze: Wem soll die Verwaltung mit ihrer Mieten-, Wohnungs- und Städtebaupolitik dienen? Ist sie Dienstleister der Investorengruppen oder Dienstleister der kleinen Leute in der Stadt?

Ich habe den Eindruck, da ist noch viel Luft nach oben.
Gelsenkirchen leidet immer mehr unter dem schlechten Image. Große Anstrengungen der Stadt und zahlreiche Erfolge auch dank der Mitarbeit engagierter Stadtteilinitiativen und Einzelpersonen haben schon zu vielen erfolgreichen Ergebnissen geführt, die andernorts längst als Kopiervorlage dienen. Trotzdem:  Gelsenkirchen landet immer wieder auf den letzten Plätzen solcher Rankings. Wir wissen, dass sie in aller Regel die Lebenswirklichkeit nicht wirklich wiedergeben. Aber z. B. Arbeitsuchende oder Menschen, die sich aktiv verändern wollen, schauen auf solche „Informationen“ und entscheiden sich im Zweifel für eine andere Stadt. Gegen derartiges Bashing von interessierter Seite muss sich die Stadt mit strategisch ausgerichteten Maßnahmen zur Wehr setzen, wie sie erst kürzlich in einem Gutachten zu den Entwicklungschancen für den Stadtteil Horst aufgelistet und begründet wurden:

Ich nenne hier nur mal drei von mehreren, die im Haushalt noch keinerlei Erwähnung finden, aber sicher haushaltsrelevant sind, u. a. weil sie mehr und anders geschultes Personal voraussetzen:

1. Einrichtung von multifunktionalen Begegnungs-, Bürger- und Bildungszentren zur Schaffung sozialräumlich bedeutender Treffpunkte

2. Durchführung von öffentlichen Wettbewerben zur Gestaltung der öffentlichen Räume

3. Intensive Beteiligung der Bürger an Entwicklungsprozessen zur Stärkung der Identifikation

Zum Schluss zum vorgelegten Entwurf des Haushaltssanierungsplanes:

Da steht immer noch das Ziel, die Gewinne der Beteiligungen zu steigern, um das Defizit zu verringern.

Bei einigen Beteiligungen kann ich solche Steigerungspotenziale beim besten Willen nicht erkennen.

Insbesondere bei den Stadtwerken scheint mir eine Neuaufstellung notwendig. Wenn dafür die Bäder wieder zurück in die Stadthände müssen, wir würden dies begrüßen, dann muss man dies machen, um die Stadtwerke nicht gegen die Wand zu fahren. Eine andere Möglichkeit, den Stadtwerken zu helfen, wäre es, den Zoo endlich in die Gewinnzone zu bringen - in diesem Jahr mit Corona sicher illusorisch, aber wir müssen die hohen Verluste beim Zoom mindern. Dazu würde es helfen, die Beschäftigten des Zoos mal nach ihren Ideen zu fragen.

Bei Emschertainment muss man sich entscheiden, wollen wir die Gesellschaft? Wir wollen sie, denn Kultur ist essentiell für eine Gesellschaft. Wir sind bereit dafür auch einen städtischen Beitrag zu leisten. Aber dafür bedarf es wohl auch einer Neuaufstellung: z.B. ist absolut nicht einsehbar, warum das Areal des Amphitheaters und des dazu gehörigen Biergartens als landesweit einzigartiger Freizeitstandort überhaupt nicht bespielt wird, Wir setzen da unsere Hoffnung in die IGA 27 und darauf, dass danach dann  hier einiges wirklich nicht nur neu gedacht, sondern real anders bewirtschaftet wird.

Gelsendienste wird 2020 coronabedingt mit einem großen Verlust abschließen.  Warum sollten sich in 2021 Verluste nicht einstellen, denn bisher hat sich die Gesamtsituation nicht entscheidend geändert.

Die Sparkasse scheint mit den ergriffenen Maßnahmen, Filialschließungen und Gebührenerhöhungen, die wir selbstredend ablehnen, zumindest noch einigermaßen ungerupft durch die Krise zu kommen, trotz anhaltender Niedrigzinsphase. Wenn die Gewinne der Sparkasse aber durch Geschäfte mit umweltschädigenden Produkten oder Produkten der Rüstungsindustrie generiert werden, dann hilft das vielleicht kurzfristig der Sparkasse, aber nicht der Gesellschaft. 

Unser Fazit all dieser Überlegungen :

Wir können diesem Haushalt nicht zustimmen. Im Plan standen 43,4 Millionen Verlust vor den Haushaltsberatungen, da kommt noch eine ordentliche Schüppe drauf. Ohne im Ansatz erkennbare Schritte zur mittelfristigen Beendigung dieses Dauerzustands tragen wir dies nicht mit.

Einzig dem Stellenplan werden wir zustimmen, er zeigt immerhin Bemühungen, die Situation für die Bürger zu verbessern. Lange Wartezeiten in den Bürgerämtern oder auch im Ausländeramt, in der Bauverwaltung und im Gesundheitsamt müssen durch eine verbesserte Personalsituation endlich beendet werden.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

Martin Gatzemeier

Es gilt das gesprochene Wort
